
§367 Zuständigkeit des Gerichts; Entscheidung ohne mündliche Verhandlung

§ 3 6 7  Zuständigkeit des Gerichts; Entscheidung ohne mündliche Ver­
handlung. (1) ]Die Zuständigkeit des Gerichts für die Entscheidungen im Wieder­

aufnahmeverfahren und über den Antrag zur Vorbereitung eines Wiederaufnahmeverfahrens richtet 
sich nach den besonderen Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes. 2Der Verurteilte kann An­
träge nach den §§ 364a und 364b oder einen Antrag auf Zulassung der Wiederaufnahme des Verfah­
rens auch bei dem Gericht einreichen, dessen Urteil angefochten wird; dieses leitet den Antrag dem 
zuständigen Gericht zu.

1 A. Grundsätzliches. § 367 enthält einige Verfahrensregelungen, insb. zur Zuständigkeit des Ge­
richts. Abs. 2 stellt klar, dass über die Zulässigkeit des Wiederaufnahmeantrags wie auch über Anträge 
auf Bestellung eines Verteidigers nach §§ 364a, b ohne mündliche Verhandlung beschlossen wird. Ein 
ablehnender Beschluss muss gern. § 34 StPO begründet werden. Das LG entscheidet in der Besetzung 
des § 76 GVG; die Besetzung des OLG folgt aus § 122 Abs. 1 GVG.

2 B. Zuständigkeitsfragen. I. Zuständigkeit von Gericht und StA. Die Zuständigkeit des Ge­
richts für die Entscheidung über die Wiederaufnahme wie auch über Anträge nach §§ 364a, b ergibt sich 
aus § 140a GVG (vgl. näher Vor §§ 359 ff. Rdn. 33). Anträge zugunsten des Verurteilten können nach 
Abs. 1 Satz 2 wahlweise auch beim Gericht eingereicht werden, dessen Urteil angefochten wird. Die Zu-

(2) Die Entscheidungen über Anträge nach den §§ 364a und 364b und den Antrag auf Zulassung der 
Wiederaufnahme des Verfahrens ergehen ohne mündliche Verhandlung.
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ständigkeit der StA ergibt sich aus § 143 Abs. 1 GVG; danach ist die StA beim Wiederaufnahmegericht 
zuständig. Auf die Zuständigkeit für die Vollstreckung des Urteils hat der Wiederaufhahmeantrag keine 
Auswirkung (LR/Gössel § 367 Rn. 5).
II. Ausschluss wegen persönlicher Mitwirkung. War ein Richter bereits an der angefochtenen Entschei- 3 
düng (oder an einer Entscheidung im unteren Rechtszug, die der angefochtenen Entscheidung vorausging) 
beteiligt, ist er gern. § 23 Abs. 2 von der Mitwirkung an Entscheidungen im Wiederaufnahmeverfahren 
kraft Gesetzes ausgeschlossen. Eine vergleichbare Regelung für die frühere persönliche Mitwirkung von 
Staatsanwälten gibt es nicht, § 23 Abs. 2 ist auch nicht analog anwendbar (vgl. allgemein Meyer-Goßner/ 
Schmitt vor § 22 Rn. 3 ff.). War ein Staatsanwalt früher mit der Sache befasst, ist er daher nicht ohne Weite­
res vom Wiederaufnahmeverfahren ausgeschlossen (LR/Gössel § 365 Rn. 4); er soll aber gern. RiStBV 
Nr. 170 Abs. 1 möglichst nicht daran mitwirken und ggf. auf seine Ablösung gern. § 145 GVG hinwirken.
III. Entscheidung eines unzuständigen Gerichts. Eine Entscheidung des LG, die anstelle des an sich 4 
sachlich zuständigen AG ergeht, ist wirksam; das gilt auch für eine Verwerfung als unzulässig. Die sofortige 
Beschwerde hiergegen gern. § 372 ist daher vom OLG zu verwerfen (LR/Gössel § 367 Rn. 40; a.A. KMR/ 
Eschelbach § 367 Rn. 23). Das LG muss die Sache allerdings an das AG abgeben, sobald es seine Unzustän­
digkeit erkennt (OLG Frankfurt am Main, NStZ-RR 2006, 275; a.A. LR/Gössel § 367 Rn. 36, 39: entspre­
chende Anwendung von § 269). Verkennt das LG bei einer Beschwerdeentscheidung, dass das AG trotz 
sachlicher Unzuständigkeit über den Antrag entschieden hat, ist dies als erstinstanzliche Entscheidung des 
LG anzusehen, die mit der Beschwerde zum OLG angefochten werden kann (KG NStZ 2009, 592). Lässt 
ein örtlich unzuständiges Gericht die Wiederaufnahme zu, muss es auch die Beweise erheben und über die 
Begründetheit entscheiden (LR/ Gössel § 367 Rn. 41; a.A. SK-StPO/Frister § 367 Rn. 5: Abgabe an das zu­
ständige Gericht).

§368 Verwerfung wegen Unzulässigkeit, (i) ist der Antrag nicht in der vor- 
v  geschriebenen Form angebracht oder ist darin kein gesetzlicher Grund der Wiederauf­

nahme geltend gemacht oder kein geeignetes Beweismittel angeführt, so ist der Antrag als unzulässig 
zu verwerfen.
(2 ) Andernfalls ist er dem Gegner des Antragstellers unter Bestimmung einer Frist zur Erklärung zu­
zustellen.

A. Grundsätzliches. Die Vorschrift regelt in Abs. 1 die Voraussetzungen der Zulässigkeit, die das I 
Gericht i.R.d. Additionsverfahrens zu überprüfen hat. Die Richtigkeit des Vorbringens des Antragstellers 
sowie die Beweiskraft der angebotenen Beweismittel werden hier grds. (s. aber auch unten Rdn. 7) zunächst 
unterstellt und erst i.R.d. anschließenden Probationsverfahrens genauer untersucht (BGHSt 17, 303, 304). 
Ausgeschlossen ist nur Vorbringen, das »denkgesetzlich unmöglich« (nicht: nur unwahrscheinlich) ist 
(Meyer-Goßner/Schmitt § 368 Rn. 8). Die gerichtliche Fürsorgepflicht gebietet es, vor einer Verwerfung 
des Antrags zumindest bei einfachen und leicht heilbaren Mängeln auf eine Korrektur oder Ergänzung des 
Antrags hinzuwirken (Meyer-Goßner/Schmitt § 368 Rn. 1).
B. Die Voraussetzungen der Zulässigkeit. Geprüft werden zunächst die formalen Zuläs- 2 
sigkeitsvoraussetzungen, d.h. die in Abs. 1 ausdrücklich erwähnte Einhaltung der vorgeschriebenen 
Form gern. § 366 sowie die weiteren allgemeinen Zulässigkeitsvoraussetzungen wie die Zuständigkeit des 
Gerichts, die Statthaftigkeit des Antrags sowie die Antragsberechtigung und Beschwer des Antragstellers, s. 
Vor 359 ff. Rdn. 26 ff. Bei wiederholter Antragstellung ist ein denkbarer Verbrauch des Vorbringens zu 
prüfen (s. § 368 Rdn. 11 sowie § 372 Rdn. 7). Als eher sachliche Voraussetzung der Zulässigkeit ist weiter­
hin die Angabe eines der gesetzlichen Wiederaufnahmegründe sowie »geeigneter« Beweismittel erforder­
lich. Die Maßstäbe dieser »Geeignetheitsprüfung« sind in Bezug auf § 359 Nr. 5 sehr umstritten, sodass ei­
ne separate Erläuterung angezeigt ist (s.u. Rdn. 4 ff.).
I. Wiederaufnahme gern. §§ 359 Nr. 1 bis 4, 362 Nr. 1 bis 4. In Bezug auf die klar konturierten Wieder- 3 
aufnahmegründe der §§ 359 Nr. 1 bis 4 sowie 362 Nr. 1 bis 4 ergeben sich in dieser Hinsicht keine be­
sonderen Schwierigkeiten; das Gericht prüft, ob ein vollständiger und schlüssiger Antrag vorliegt, der die 
jeweils erforderlichen Tatsachen sowie entsprechende Beweismittel enthält. In den Fällen von §§ 359 Nr. 1 
bis 3, 362 Nr. 1 bis 3 wird das i.d.R. ein entsprechendes Straf- oder Zivilurteil sein (zu den genaueren An­
forderungen an die jeweilige Antragsbegründung s. § 359 Rdn. 12, 15, 18 und 21). Beim Geständnis gern.
§ 362 Nr. 4 kann Beweis durch Urkunden oder Zeugen geführt werden, u.U. auch durch die Einlassung des 
Angeklagten, die als »Beweismittel« i.S.d. § 368 zu gelten hat (AK-StPO/Loos § 368 Rn. 13). Die Glaubhaf­
tigkeit des Geständnisses wird erst im Probationsverfahren geprüft (Meyer-Goßner/Schmitt § 368 Rn. 2; s.a. 
unten Rdn. 7).
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